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Glaubenskongregation einıge€ Essen- (vgl dazu die Kontroverse zwıschen Kırchen der Reformation wichtig, 1ın
tials der geltenden kırchlichen Lehre Hans Küng und Bischof eorg Moser, denen In der Amtsfrage verschie-
in Erinnerung ruft un damıt klare Aprıl SS 152—-154), wırd sıch dene Tendenzen gebe. Tatsächlich be-

rührt das Schreiben mıt seınen Aus-Grenzmarkıerungen Im übrıgen mıt den Ausführungen der Glaubens-
hat auch die theologische Diskussion kongregation diesem Punkt 2Um führungen ZUur Apostolizıtät der Kır-
gerade 1m Anschlufß das Buch VO zufriedengeben können: Das Schrei- che und zZzUu Verständnis VO  S Priester-
Schillebeeckx (vgl Jetzt VOT allem ben beläfßst beIı der Mahnung AA amıt und Eucharistie entscheidende
PHıerre Grelot, Eglise &] miınısteres. Gebet tfür geistliche Berute und TIN- Themen des ökumenischen Dıalogs.
OUr dıialogue crıtique VEC Ed- nNnert diıe Verpflichtung, „sıch miıt Al- Daß hıer auch in den retormatori-
ward Schillebeeckx, Parıs SC- len Krätten dafür einzusetzen, da{fß der schen Kırchen einıges ıIn Bewegung
zeıgt, dafß gewichtige hıstorische einladende Ruf des Herrn ZzUu prıe- gekommen 1St, zeıgen ELW. die eIN-
WI1e systematische Argumente o1bt, die sterlichen Diıenst In Demut und rofß- schlägigen Aussagen 1n den Lima-Er-
einen vorsichtigen Umgang mıiıt For- MUL des Herzens gehört und ANSC- klärungen über Eucharistie und Amt
meln WI1eEe „Recht der Gemeıilnde auf ommMen werde“ Im übriıgen verwelst So heiflßst 1m Kommentar Nr
Amtsträger” nahelegen (dıe wichtigste das Schreıben Gläubige oder Gemeın- des Eucharistiedokuments Zur Leıtung
rage dürfte ohl se1ın, W a 1n diesem den, die aufgrund VO  —_ Verfolgungen der Eucharistie: „Wenn das ordınıerte
Zusammenhang Jeweıls mıiıt „Ge- oder Priestermangel über kürzere Amt einen Bezugspunkt für die Eın-
meınde“ gemeınt ISt). oder längere eıt die Eucharistie eNL- heıt des Lebens un Zeugnisses der

behren müfßten darauf, dafß S1e 1MmM Kırche seın soll;, 1St ANSECMESSCH,
Wunsch nach dem Sakrament mi1ıt derene Fragen da{fß eiınem ordınıerten Amtsträger
Kırche vereınt selen und die Früchte diese Aufgabe übertragen werden

Dennoch bleiben 1M Blıck auf das sollte.“ Es 1St für das weıtere Sökument1-des Sakraments empfangen würden.
Schreiben der Glaubenskongregation Be1i der Vorstellung des Dokuments sche Gespräch sıcher hılfreıich, WECeNN

einıge Fragen. SIıe haben mıiıt Theolo- betonte Kardınal Ratzınger ausdrück- das katholische Lehramt seıne OS1-
o1€ ebenso Liun WI1IeE mI1t den prakti- ıch selne ökumenische Bedeutung: (3e- tiıon deutlich herausstellt. Gleichzeıitig
schen Problemen, denen die ecuUere genüber den orthodoxen Kırchen annn iInNna  —_ ohl aber davon ausgehen:
Amtsdıiskussion letztlich hre Vıirulenz stelle klar, da{fß die katholische Kır- Dıie innerkatholische Diskussion über
verdankt. Nıchrt alle Aussagen un Be- che nıcht VO der Tradıtion abgewi- Amt un Kıiırche wırd autf jeden Fall
oriffe, die das Schreiben „ırrıge chen sel; sel aber auch für die weıtergehen.
Meınungen” subsumıert, lassen sıch
auf die gyleiche Stute stellen. Nıcht Je-
der, der sıch eın weniıger „ontolo-
gisches” Verständnıs des in der TrT1e- Medienpolitik Überlegt © sıch diıe
sterweıhe verlıehenen sakramentalen Kırche anders?Charakters bemührt oder gegenüber
der nachtridentinischen Verengung Die medienpolitische Diskussion in prıvate Unternehmen, aber auch g-
auf den Optercharakter der Eucharıi- der Bundesrepublik 1ST nach WI1€ VOT sellschaftliche Gruppen und Ver-
stle S$1e stärker als Mahl versteht, mu für Überraschungen zut Im Vergleich bände, nıcht zuletzt dıe Kırchen
daraus auch schon dıe Konsequenz den zahlreichen Positionsverschie- selbst) erkennen.
zıehen, dafß die Vollmacht 2A0 Feıier bungen 1mM politischen Bereich und
der Eucharistie nıcht notwendıg MmMIt den Kontroversen und wechselnden Kurskorrektur Imdem Weıihesakrament verbunden Nl Erklärungen ın der evangelıschen Kır- Sudwestenoder dıe hıerarchische Struktur der che WAar dıe offizielle katholische OSI1-
Kıirche In rage stellen. t10Nn bisher relatıv konstant: sowohl Von dieser Posıtion scheinen U
Im übrıgen geht denen, die das seıtens der Bischofskonferenz W1€e Se1- mındest die baden-württembergischen
Recht der Gemeıinden auf eiınen TI1e- Ltens des Zentralkomuitees der deut- Bischöfe abgerückt selın. Jedenfalls

schen Katholiken nahm INa  - moderatster bekräftigen, me1lst Sar nıcht äflßt dies iıne Erklärung vermuten, die
dıe Bestreiıtung des Zusammenhangs pOSItIV den Medien Stellung der Bischof VO  —_ Freıburg, Oskar Saıer,
VO  — Eucharistiefeier und Weihesakra- und sprach sıch für ıhre angesıichts und der Bischof VO Rottenburg-—
ment S1e leıten A4AUS diesem Recht viel- möglıcher Gefährdungen für den Stuttgart, eorg Moser, publızıeren lıe-
mehr die Folgerung ab, dıe Kıiırche Menschen vorsichtige Nutzung 4US en In der Erklärung mi1ıt dem Tıtel
muUüsse angesıichts des Priestermangels FEıne Festlegung auf eın bestimmtes „Ansdtze und Leitlinien einer medienpo-
die Zulassungsbedingungen für das Yıe- Modell der rechtlichen und ordnungs- litischen Posıtion “ werden „Anmerkun-
feramit überdenken, be] denen S1e polıtischen Regelung Medien SCH den Grundsätzen“ des Ent-
nıcht durch göttlıches Recht gebunden vermıed INan, 1eß aber ıne ZEWISSE wurtfs eınes baden-württembergischen
ist uch WeTr mıt Gründen der Offtenheit gegenüber einer Konkur- Landesmediengesetzes gemacht. Der
Meınung St; iıne Engführung auf die 104 den Ööffentlich-rechtlichen An- Gesetzentwurf WAar VO  > der baden-
rage des Pflichtzölibats se1 vertehlt stalten durch ‚Sonstıge  N Anbieter‘ (d württembergischen Landesregjierung
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bereıts VOr mM eıt der Öffent- VOT allem über Lizenzvergabe und 141 fer Wolfhinger (‚Mıtteilungen‘ 5/1983,
lichkeit übergeben worden, noch bevor ZENZENIZU entscheiden. Dıiıe binnen- 28) keıin Votum für die Eıngliede-

törmlich ıIn den Landtag einge- plurale Lösung dagegen sıeht VOT, da{fß runs zusätzlicher Medienangebote In
bracht wurde. Dadurch sollte ıne In Analogie den ötftentlich-recht- dıe öffentlich-rechtlichen Rundtunk-
breıte Dıskussion 1mM Vorteld der Par- lıchen Rundfunkanstalten und iıhren anstalten selin. Vielmehr sollen diese

Anstalten alslamentarıschen Beratungen eröffnet Rundfunkräten alle gesellschaftlıch ordnungs-politisches
und zugleich dıe Möglıchkeıit sondiert relevanten Kräfte und Grupplerungen Modell für die Organısationsfiorm der
werden, den Bundesländern der Programmgestaltung und Pro- Medien dienen. Demgegenüber
doch noch eıner konsensfähigen grammkontrolle beteıilıgt werden. läuft dıe katholische Erklärung auf die
Medienpolıtik kommen. Verabschiedung des Gedankens einer

Konkurrenz für dıe bestehenden An-Hatte trüher der baden-württembergı1- Absage das stalten hinaus: ihnen wırd nıcht L1UTEsche Mınısterpräsident Lothar Spdth außenplurale odell
als Tempo-Macher auf dem Weg ıIn miıt den 4US$S früheren kırchlichen Stel-

Dıie beiden Bischöte erteılem dem lungnahmen bekannten Einschrän-iıne durch zusätzliche Angebote und
durch Konkurrenz zwıschen Ööffent- ßenpluralen Modell iıne deutliıche Ab- kungen bestätigt, dafß S$1e sıch „1mM

Sapc und erklären sıch tür iıne Prinzıp bewährt“ hätten, sondern „dıelıch-rechtlichen und sonstigen Anbie-
tern bestimmte Medienzukunft gegol- binnenplurale Lösung. Ihre Anfragen Reform, allentalls ıne konsequente
ten, enttäuschte mıiıt dem das außenplurale Modell haben Weıterentwicklung der bestehenden

durchaus Gewicht: ob dıe blofße ddıiı- Systeme” soll auch In Zukunft ,Schwer-Gesetzentwurtf seıner Regierung dıe
Befürworter eıner möglıchst raschen t10N der Programme „der Vieltalt und punkt der Bemühungen“ selIn. Dafß das

Bedeutung der Meınungen In uUuNnNnserer katholische Votum für Bınnenpluralı-und torschen Herbeiführung eınes
tat eın Votum für die öftentlich-recht-Medienzeitalters erheblich. Der Gesellschaft gerecht wırd”, ob Chan-

cengleichheit für alle wıchtigen Grup- lıchen Anstalten als alleinıgen TrägerGesetzentwurf legt die Hürden für dıe
Anbieter zusätzlicher Fernsehange- PCNH und Meınungen gewährleıistet der Medienzukunft St, wırd vollends

werden kann, ob nıcht durch das deutlich, WenNnn 1mMm Abschnitt überbote hoch, da{fß VO Kritikern als vorgesehene Kontrollorgan das die VWeıterentwicklung des binnenplu-Gesetz ZUr Verhinderung ZUr Prinzıp der Staatstreiheit des und- ralen 5Systems 1m Okalen BereichEinführung Medien bezeichnet tunks verletzt wiırd. Ahnliche Fragen vermuıttelt heißt, dıe Sendungen hättenwurde. Das gılt nıcht NUur für den Zzelt-
lıchen Rahmen (erst Wenn 50% aller tellte auch diıe evangelısche Landes- „selbstverständlıchVorgänge  443  bereits vor geraumer Zeit der Öffent-  vor allem über Lizenzvergabe und Li-  ter Wolfinger (‚Mitteilungen‘ 5/1983,  lichkeit übergeben worden, noch bevor  zenzentzug entscheiden. Die binnen-  S. 28) - kein Votum für die Eingliede-  er förmlich in den Landtag einge-  plurale Lösung dagegen sieht vor, daß  rung zusätzlicher Medienangebote in  bracht wurde.  Dadurch sollte eine  — in Analogie zu den öffentlich-recht-  die öffentlich-rechtlichen Rundfunk-  breite Diskussion im Vorfeld der par-  lichen Rundfunkanstalten und ihren  anstalten sein. Vielmehr sollen diese  Anstalten  als  lamentarischen Beratungen eröffnet  Rundfunkräten:— alle gesellschaftlich  ordnungs-politisches  und zugleich die Möglichkeit sondiert  relevanten Kräfte und Gruppierungen  Modell für die Organisationsform der  werden,  unter. den Bundesländern  an der Programmgestaltung und Pro-  neuen Medien dienen. Demgegenüber  doch noch zu einer konsensfähigen  grammkontrolle beteiligt werden.  läuft die katholische Erklärung auf die  Medienpolitik zu kommen.  Verabschiedung des Gedankens einer  Konkurrenz für die bestehenden An-  Hatte früher der baden-württembergi-  Absage an das  stalten hinaus; ihnen wird nicht nur —  sche Ministerpräsident Lothar Späth  außenplurale Modell  als Tempo-Macher auf dem Weg in  mit den aus früheren kirchlichen Stel-  Die beiden Bischöfe erteilem dem au-  lungnahmen bekannten Einschrän-  eine durch zusätzliche Angebote und  durch Konkurrenz zwischen öffent-  ßenpluralen Modell eine deutliche Ab-  kungen — bestätigt, daß sie sich „im  sage und erklären sich für eine  Prinzip bewährt“ hätten, sondern „die  lich-rechtlichen und sonstigen Anbie-  tern bestimmte Medienzukunft gegol-  binnenplurale Lösung. Ihre Anfragen  Reform, allenfalls eine konsequente  ten,  Sso  enttäuschte er  mit  dem  an das außenplurale Modell haben  Weiterentwicklung der bestehenden  durchaus Gewicht: ob die bloße Addi-  Systeme“ sollauch in Zukunft „Schwer-  Gesetzentwurf seiner Regierung die  Befürworter einer möglichst raschen  tion der Programme „der Vielfalt und  punkt der Bemühungen“ sein. Daß das  Bedeutung der Meinungen in unserer  katholische Votum für Binnenplurali-  und forschen Herbeiführung . eines  tät ein Votum für die öffentlich-recht-  neuen Medienzeitalters erheblich. Der  Gesellschaft gerecht wird“, ob Chan-  cengleichheit für alle wichtigen Grup-  lichen Anstalten als alleinigen Träger  Gesetzentwurf legt die Hürden für die  Anbieter zusätzlicher Fernsehange-  pen und Meinungen gewährleistet  der Medienzukunft ist, wird vollends  werden kann, ob nicht — durch das  deutlich, wenn es im Abschnitt über  bote so hoch, daß er von Kritikern als  vorgesehene  Kontrollorgan —  das  die Weiterentwicklung des binnenplu-  Gesetz zur Verhinderung statt zur  Prinzip der Staatsfreiheit des Rund-  ralen Systems im lokalen Bereich un-  Einführung neuer Medien bezeichnet  funks verletzt wird. Ähnliche Fragen  vermittelt heißt, die Sendungen hätten  wurde. Das gilt nicht nur für den zeit-  lichen Rahmen (erst wenn 50% aller  stellte auch die evangelische Landes-  „selbstverständlich ... unter der Letzt-  kirche Baden in einer Stellungnahme,  verantwortung des Intendanten“ zu  baden-württembergischen Haushalte  stehen.  verkabelt sind, soll eine Zulassung zu-  die ebenfalls zur Befürwortung des  binnenpluralen Modells kam (wäh-  Zweıifellos ist dies eine vertretbare me-  sätzlicher Programme möglich sein),  sondern auch für die inhaltlichen Be-  rend die Synode der württembergi-  dienpolitische Position der Kirche.  schen Landeskirche — entgegen einem  Die kirchlichen Wirkungsmöglichkei-  stimmungen (Zahl der Anbieter ım  ihr vorliegenden Beschlußvorschlag —  ten in den öffentlich-rechtlichen Me-  Sinn der Gewährleistung von Plurali-  tät, Restriktionen für die Werbung,  für das außenplurale Modell votierte).  dien sind besser als ihr Ruf; Skepsis  Daß auch das binnenplurale Modell  gegenüber dem — ohnehin wegen Sa-  Auflagen zur Wahrung der Grund-  rechte, insbesondere zum Schutz von  seine fundamentalen: Tücken hat,  tellit, Video (vgl. ds. Heft, S: 485) und  scheint hier wie dort kaum berücksich-  Bildplatten unaufhaltsamen — Medien-  Jugend und Familie).  tigt geschweige denn. ausdiskutiert  überfluß der Zukunft ist angebracht;  Hauptsächlicher Anlaß für die Stel-  worden zu sein. Statt dessen wird die  die Anfragen an das außenplurale Mo-  lungnahme der beiden Bischöfe ist das  Formel von der Beteiligung der „ge-  dell sprechen Probleme an, die in der  vom Gesetzentwurf vorgesehene ord-  sellschaftlich relevanten Gruppen“ so  'Tat weiterer Klärung bedürfen. Pro-  nungspolitische Modell für das zu-  extensiv und einschränkungslos posi-  blematischer als ihre „Einseitigkeit“ ist  sätzliche Medienangebot. Der Ent-  tiv verwendet, daß sich Assoziationen  die mehrfache Berufung der Erklä-  wurf spricht sich für eine sogenannte  an sehr „formierte“, um nicht zu sagen  rung auf ihre Kontinuität zu früheren  Gesellschaftsverständ-  außenplurale Lösung aus, das heißt  „‚ständische“  Stellungnahmen. Diese Kontinuität ist  Pluralität und ‚Ausgewogenheit‘ sol-  nisse aufdrängen.  zwar in den allgemeinen und grund-  Der Unterschied zwischen der Stel-  len durch die Vielfalt des Angebots ge-  sätzlichen Passagen weithin gegeben,  sichert werden, wobei selbstverständ-  lungnahme der badischen Landeskir-  in der eigentlichen Pointe des Textes —  lich alle Anbieter auf die Bestimmun-  che und der Erklärung der katholi-  dem Votum für Binnenpluralität unter  gen des Gesetzes verpflichtet sind. Die  schen .Bischöfe scheint vor allem in  dem Dach der bestehenden Anstalten  Programme sollen sich — nach diesem  ihrer Haltung zu den öffentlich-rechtli-  — aber keineswegs. So hatten sowohl  chen Anstalten zu bestehen. Das evan-  Konzept — gewissermaßen gegenseitig  die Erklärung der Kommission „Publi-  „kontrollieren“  Darüber hinaus soll  gelische Votum für die Binnenplurali-  zistik“ des Zentralkomitees der deut-  schen Katholiken vom  anuar 1982  ein vom Landtag gewähltes Gremium  tät soll — nach einer Interpretation des  lediglich die Einhaltung der gesetzli-  medienpolitischen Sprechers der Lan-  wie die Stellungnahme  er bischöfli-  chen Vorschriften kontrollieren und  deskirche, Oberkirchenrat. Hans-Die-  _chen Zentralstelle Medien vom Augustder Letzt-
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seiıne fundamentalen: Tücken hat, ellıt, Vıdeo (vgl ds Helfit, 485) und
scheint hiıer WI1€e dort kaum berücksich- Bıldplatten unauthaltsamen Medien-Jugend un Famıilıe). tgt geschweige denn ausdiskutiert überfluß der Zukunft 1St angebracht;
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1987 die Möglichkeit eıner außenplu- entsprochen werden kann. Nıcht VO cherlich überraschenden Verdacht
ralen Rundfunkstruktur offengelas- ungefähr hat das Bundesverfassungs- geraten, ZzU Interessenvertreter der
SCNH, tür hre eventuelle Realısıerung gericht bıs Jetzt NUur festgelegt, daß öttentlich-rechtlichen Anstalten
aber völlıg Recht dıe Wahrung das „Grundrecht aut vieltfältige und werden. Die Jetzıge Erklärung eıstet
der VO Bundesverfassungsgericht wahrheitsgemäße Intormation“ ıne eiınem solchen Verdacht jedenfalls
tormulijerten Prinzıpjen angemahnt Ausgestaltung der Rundfunkfreiheit kräftig Vorschub, WENN S1€e Z  _ Be-
(vgl. Materıalıen ZUUT: Medienpolıitik, durch den Gesetzgeber verlange, nıcht gründung iıhres Votums das
hrsg. VO der Z taile Medien der aber, In zwvelcher Form das heißt In nıg aussagekräftige Argument be-
Deutschen Bischofskonferenz, eft 4, welcher Rundfunkorganisation dies müht: „Die Vorzüge einer binnenplu-

141.; 55) In der bıs Jetzt als ma{fs- geschehen habe ralen Organısationstorm eruhen In
geblich gyeltenden Erklärung der DPu- BESTEeTr Linıe auf der grundsätzlıchen
blızıstıschen Kommıissıon der Deut- Angemessenheıt dieser geregelten
schen Bischotskonferenz VO Junı Gibt L-Q eınen plausıblen Kommunikation 1m Hınblick auf dieGrund?1979 WAar noch die Rede VO  —; „NCUECN Bıldung und Entwicklung der Gesell-
Mediengesellschaften“ und ihren Auf- schaft  “In der Debatte arüber kann und musıchtsgremıen un 0ß VO Eıinsatz dıe Kırche mıt Nachdruck keines-staatlıcher Finanzmuttel für „Grundın- Wenn INa  . nach einem plausıblen

WCBS blo{fß 1Im eıgenen, sondern 1m all- Grund für die bischöfliche Kurskor-vestitionen ZUur Gewährleistung NOL- gemeınen Interesse dıe Postulatewendıger Kommunikationswege” rektur INn der Medienpolıitik sucht,
nıcht NUTr der Informationsfreiheit, SON- könnte INa  —_ ıh darın finden, da{fß die(während 3 die Stuttgarter Landes- dern auch der Kommunikationsgerech- Bischöfe dem Gesetzentwurtfregıerung gedrängt VO  —_ der (D

Mehrheitsfraktion beschlossen hat, tigkeit erinnern. Es 1St aber fraglıch, ob kırchliche Vorstellungen wenıg be-
angesichts der Schwierigkeit und Strit- rücksichtigt und die Festlegung aufauf keinen Fall die Ausweıtung der

Medienlandschaft durch Steuermuittel tigkeıt der hiıer anstehenden Fragen das außenplurale Modell VOT-

ıne kırchenamtlıche Festlegung W1€e schnell fanden und eshalb ınefördern); und VOT allem hıeß
dort, da{fß „eıne vorschnelle Einord- die In der Erklärung der baden-würt- eindeutıige Gegenposıtion für nötıg

tembergischen Bischöfe nıcht verfrührt hielten. Die Erklärung der baden-
NUunNng dieser Medien In beste- 1St Wurde der offiziellen katholischen württembergischen Biıschöte könntehende Strukturen vermıeden werden
mu damıt deren Entwicklung nıcht Medienpolıtik früher bısweıiılen nach- dann treıliıch nıcht das letzte Wort der

ZESAZT, mıt Rücksicht auf eigene Inter- katholischen Medienpolıitik seın SCunnötıg gehemmt und behindert wırd
und damıt ausreichende Erfahrungen und Erwartungen einer Neu- nausowen12 W1€ die Jetzıge Gestalt des

strukturiıerung des Mediensektors Gesetzentwurts das letzte Wort derüber Trägerschaft, Programminhalte, Verantwortlichen seınDarbietungsformen und dergleichen unkritisch gegenüberzustehen, polıtisch
könnte S$1€e Jetzt plötzlich 1n den S1- dürfte.gesammelt werden können“

Dıie „Beteilıgung aller gesellschaftlıch
relevanten Gruppen ın jeglicher Rechts-
Jorm“ wurde auch damals gefordert. Funkkolleg Religion: eın ExperimentDie Frage, ob dies 1ın einem Nebeneın-
ander VO  — öffentlich-rechtlichen An- Wec Erwartungen
stalten (für die dıe polıtisch Verant-
wortlichen jeder Couleur Bestandsga- Am 10Okroher begıinnt Je nach und der Wıderstand jene, die
rantıen gegeben haben) und VO  — Rundfunkanstalt zeıtversetzt eın dıe den Versuch machen wollten, be-
außenplural organısıerten zusätzlı- Kırche höchst interessierendes Me- trächtlich. rSst als Begınn der acht-
chen Angeboten möglıch seın kann, zıger Jahre In den periodischen Um-dıenexperiment, dem iıne ungewöhn-
wırd ın der Erklärung kaum SC- ıch lange Vorbereıtungszeıt VO  — tast fragen bei Funk-Kollegiaten der
stellt, aber eindeutig negatıv entschie- sechs Jahren vVOTAaUSSCHANSCH 1St. das Wunsch nach eiınem Kolleg Relıgion
den Die Erklärung beruft sıch dabe1 VO Süddeutschen Rundfunk, VO sprunghaft anstıeg, wurden auch die
auf dıe Forderung der Pastoralın- Südwestfunk, VO Hessischen und Aussıchten für das Projekt besser.
struktion „Commun1o0 et Progressio”, Saarländischen Rundfunk, VO West- Die 1mM Medienverbund (1n Abstim-
„dıe Freiheit der Kommunikatıion und eutschen Rundfunk und VO  — Radıo INUNS mıiıt den Kultusministerien und
das Recht autf Intormation durch (3e- Bremen ausgestrahlte Funkkolleg Reli- iın Zusammenarbeıt mıt den verschie-

schützen und jeden g10N. denen Eınrıchtungen der Erwachse-
wırtschaftlichen, polıtischen und ideo- Es tolgt einem, WECNN man’s näher nenbiıldung un: den Hochschulen)
logischen Druck ausreichend abzusı- bedenkt, recht späaten Zeıtpunkt nach veranstalteten Kollegs noch beı
chern‘. An dieser Stelle müfßte iıne In anderen Kollegs, die VO  S der Ma- jeder Dıiszıplın für Studenten, für die

thematık über Geschichte bıs ZUrT:erster Linıe Jurıistische Argumenta- berufliche un allgemeıne Fortbildung
t10n aAanNnSELIZECN, ob dieser Forderung Ethik reichen. ange WAar das Interesse und für sonstıge Interessierte Jeweıls
nıcht in unterschıiedlichen Modellen eiınem Funkkolleg Religion gering Ine hılfreiche Veranstaltung. Das


